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Friedensverbände fordern von Bun-desregierung und Bundestag, dasISAF-Mandat für die Bundeswehrnicht zu verlängern. 
Afghanistan kann nicht übermilitärische Interventionskräftewieder aufgebaut werden und eineneigenen Entwicklungsweg aufneh-men. Die Ursache für die Zer-störung der afghanischen Gesell-schaft waren die Militärinterventio-nen, die sie erleiden musste: Dreikoloniale Feldzüge des britischenEmpires, einen Stellvertreterkriegzwischen der Sowjetunion und denUSA, wobei islamisch-fundamenta-listische Kräfte von den USA alsKampfpotentiale aufgebaut undunterstützt wurden, schließlich dieIntervention durch die USA undweitere Willige, einschließlichafghanischer War-Lords, nach dem11. 9. 2001. 
Heute wird noch immergebombt und geschossen. GroßeTeile des Landes werden von denTaliban und den Mohnanbau kon-trollierenden War-Lords beherrscht,mit denen die USA militärischkooperieren. Das vom Westenunterstützte Regime reicht nichtweit über die Tore von Kabul hin-aus. Während für Stationierungund Aktionen des Militärs riesigeSummen ausgegeben werden, fehltes für die Überwindung von bittererArmut und den Wiederaufbau desLandes an allen Ecken und Enden.Die militärische Befriedung desLandes ist fehlgeschlagen. ZivileKooperation tut Not! Daraus müs-sen Konsequenzen gezogen werden.

1. Wir fordern den Bundestag auf,die Verlängerung des Bundeswehr-mandates für eine weitere Stationie-rung abzulehnen und den Abzugder deutschen Militärkontingentezu beschließen. (...)
2. Eine Konsolidierung der afgha-nischen Gesellschaft und die Re-konstruktion eines Staatswesens be-darf nicht der Bevormundung von

außen. Sie wird nur möglich sein,wenn auch die traditionellen Ele-mente dieser Gesellschaft und derverschiedenen Völker Afghanistanssich darin aufgehoben fühlen kön-nen. Modernisierung kann dahernur ein von innen geleiteter Prozesssein, der Tradition und Modernemiteinander verbindet. (...)
3. Erforderlich ist deshalb dieUnterstützung der Kräfte in Afgha-nistan, die am Aufbau einer friedli-chen Gesellschaft interessiert sind.Das kann nicht durch Besatzungsar-meen erfolgen, sondern nur durchgezielte Kooperationen und Unter-stützungen, die im Konsens mit denjeweilig Betroffenen betrieben wer-den. (...)
4. Eine solche zivile Konfliktbear-beitung kann von der Bundesrepu-blik Deutschland einseitig undpunktuell eingeleitet werden, selbstwenn die USA und andere Mächtenoch in dem Land Besatzungsar-meen unterhalten.
5. Eine zivile Kooperation bedarfnicht des militärischen Schutzes. Erbehindert nur die zivile Kooperati-on, da das Militär die Glaubwürdig-keit der Neutralität der Kooperati-onsorganisationen beschädigt. Dar-über hinaus gefährdet die Ver-quickung humanitärer und militäri-scher Interessen die Arbeit der zivi-len Helfer. Auch kann das Militärkeineswegs die zivilen Mitarbeite-rInnen vor Entführungen und son-stigen Bedrohungen schützen, wieim Irak nur allzu deutlich wird. (...)
6. Die Mittel, die bisher für denBundeswehreinsatz ausgegeben wur-den, sollen deshalb der zivilen Kon-fliktbearbeitung für geeigneteKooperationsprojekte zur Verfü-gung gestellt werden. (...)
7. (...) Vordringlich ist auch dieFörderung von Bauern, die nachAlternativen zum Mohnanbausuchen.  (...)
(...)

Andreas Buro  

INFORMATIONEN

Neuer Internetauftritt

Endlich haben wir unsere Internet-Seite völlig neu gestaltet und überar-beitet. Manches wird nach und nachnoch verbessert und korrigiert wer-den, aber die neue Seite ist ein rich-tiger Gewinn. Publikationen kön-nen jetzt online bestellt werden.Schnell können wir neue Informa-tionen auf unsere Internet-Seite stel-len. Es lohnt sich also, ab und zumal dort reinzuschauen. Auch unse-re INFORMATIONEN werdenjetzt dort in der Layout-Fassung alspdf-Datei zu erhalten sein. 
www.grundrechtekomitee.de

Schon lange versenden wir gele-gentlich Hinweise auf unsere Akti-vitäten per email. Wir tun diesjedoch nicht allzu häufig, damitnicht die Fülle der Informationenzur Last wird. Bei Interesse nehmenwir gerne weitere email-Adressenauf.
Elke Steven

Nur zivile Kooperation kann in Afghanistan helfen

Nebenstehender Appell wurde initiiert
von Andreas Buro (Grundrechtekomi-
tee) und IPPNW. Der vollständige Text
kann auf unserer Internetseite herunter-
geladen werden oder im Kölner Büro
angefordert werden.

BilderBox



Castor rollt nach Gorleben

Auch in diesem November sollenwieder sechs Behälter mit hochra-dioaktivem Müll in das oberirdischeZwischenlager in Gorleben rollen.
In letzter Zeit haben die Atom-kraftgegnerInnen vor Gericht einigeErfolge erstritten – Entscheidungenund Vorgehensweisen der Polizeiwurden als unrechtmäßig verurteilt.Einkesselungen haben zu langegedauert, die unwürdigen Bedin-gungen unter denen diese stattfan-den, machen sie von vornherein zuunzulässigen Maßnahmen. DieBedingungen in der Gefangenen-sammelstelle und auf dem langenTransport dorthin waren unzumut-bar. Die „unmittelbare“ richterlicheÜberprüfung von Ingewahrsamnah-men ist unzulässigerweise durch diePolizei verzögert oder unmöglichgemacht worden. Ingewahrsamnah-men waren aufgrund der Längeoder schon dem Grunde nachunzulässig. Straßensperren dürfennicht jedes Passieren unmöglichmachen. Durch Busdurchsuchun-gen, mehrmalige Personalienfeststel-lungen und Umleitung eines ganzenBusses zur Gefangenensammelstelledarf nicht die Teilnahme an einerDemonstration total behindert wer-den. (Aber Durchsuchung und Per-sonalienfeststellung werden anson-sten als rechtmäßige Maßnahmenim Vorfeld beurteilt.) Das Betretenvon Bahnschienen ist eine Ord-nungswidrigkeit und keine Straftat.Rechtskräftig sind viele Urteilenoch nicht.
Diese Erfolge sind zwar wichtig,aber sie zeigen auch, dass derCastortransport nur mit rechtswid-rigen Eingriffen in die Grundrechtedurchsetzbar ist. Daran wird sichauch durch Verbesserungen an denäußeren Bedingungen (mehr Woll-decken, warme Getränke und Toi-letten) nichts verändern.
Vor allem sind die den Protesttragenden Initiativen leider wiedermit ihrer Klage gegen die Allge-meinverfügung, mit der die Demon-strationen – zeitlich und örtlich for-mal begrenzt – mit hanebüchenenBegründungen ganz verboten wer-den, gescheitert.
Wir werden die Demonstratio-nen erneut beobachtend begleiten.

Elke Steven

„Ich bin froh, dass endlich etwaspassiert“, schrieb Gabriele Kanze imJuni aus der Untersuchungshaft inBrieva in der spanischen ProvinzAvila. Im März 2002 war sie beimGrenzübertritt in die Schweiz ver-haftet worden. Im Januar 2003wurde sie nach Spanien ausgeliefertund sitzt seitdem in Untersuchungs-haft. Nach spanischem Prozessrechtkann diese bei Delikten mit hohemStrafrahmen zwei Jahre, also bisJanuar 2005, dauern, ohne dasseine weitere Haftprüfung vonnötenwäre. Die spanischen Justizbehör-den konnten sich folglich Zeit lassenund haben dies auch getan. VomDezember 2003 datiert die dünneAnklageschrift, die Gabriele KanzesAnwältinnen erst im April vorgelegtwurde. Nach einigen Verzögerun-gen ist der Prozesstermin nun aufEnde November angesetzt. 
Vermischte Meldungen über
Wohnungen und Waffen
Die Trödelei auf dem Rücken derBeschuldigten ist umso skandalöser,als die spanischen Behörden seit1994 dieselben Vorwürfe erhebenund sich dabei auch nicht durch zwi-schenzeitliche Ermittlungsergebnis-se beeindrucken lassen. Diese hät-ten längst die Aufhebung des Haft-befehls und die Einstellung des Ver-fahrens erfordert. In ihrer Anklage-schrift wirft die StaatsanwaltschaftGabriele Kanze den Besitz von Waf-fen und den von Sprengstoff sowiedie Unterstützung einer bewaffne-ten Bande, nämlich des ETA-Kom-mandos Barcelona, vor. Für die bei-den ersten Delikte beantragt sie jeacht, für das dritte sechs Jahre Haft.Die Anklage lebt vom Zurechnungs-mechanismus der „bewaffnetenBande“ bzw. terroristischen Vereini-gung, den wir auch in Deutschlandzur Genüge kennen. Gerade zehnZeilen der insgesamt neunseitigenAnklageschrift beziehen sich aufGabriele Kanze, ansonsten lässt sichdie Staatsanwaltschaft über dasETA-Kommando, dessen Mitgliederund seine Aktionen aus, für dieGabriele Kanze definitiv keine Ver-antwortung trägt. Vielmehr soll sie

gemeinsam mit ihrem damaligenFreund und heutigen EhemannBenjamin Ramos zwei Wohnungenin Barcelona angemietet haben, diedem Kommando als Unterschlupfund als Versteck für Waffen undSprengstoff gedient hätten. Auchwas diesen angeblich eigenen Tat-beitrag betrifft, muss die Staatsan-waltschaft die Tatsachen vermischenund verwischen. 
Auf diese beiden Wohnungenstieß die Polizei nach der Verhaf-tung von Felipe San Epifanio, einesder Mitglieder des Kommandos, am28. April 1994. Während der nachspanischem Prozessrecht – in Terro-rismusfällen – möglichen fünftägi-gen Inkommunikationshaft wurdeder Mann gefoltert. Das Verfahrenwegen der Foltervorwürfe wurdewie in vielen anderen Fällen auchsang- und klanglos eingestellt.
Jedoch nur in einer der von SanEpifanio bezeichneten Wohnungenentdeckte die Polizei Waffen. DieseWohnung wurde jedoch nicht vonGabriele Kanze, sondern von Benja-min Ramos gemietet, der 1995 inBerlin festgenommen, ein Jahr spä-ter ausgeliefert und 1997 von derAudiencia Nacional wegen Unter-stützung des ETA-Kommandos ver-urteilt wurde. Bezeichnenderweisestellte das Gericht damals fest, dasser nicht für das Waffenlager in derWohnung verantwortlich zumachen sei. Nach der Überlassungder Wohnung habe er keine Verfü-gungsgewalt mehr darüber gehabt.Das Gericht sprach ihn in diesemPunkt ausdrücklich frei. Verurteiltwurde er vielmehr, weil er nach derVerhaftung San Epifanios gemein-sam mit dem Rest der Gruppe geflo-hen war und ein falsches Kennzei-chen an dem Wagen montiert hatte.(Strafmaß: 11 Jahre Haft!)
Der Vertrag für die tatsächlichvon Gabriele Kanze angemieteteandere Wohnung stammt vom Som-mer 1993. Zu diesem Zeitpunkt warsie als Austauschlehrerin in Barcelo-na tätig und rechnete damit, dassihr Arbeitsaufenthalt erheblich län-ger dauern würde. Die Pläne zer-schlugen sich aber, weswegen sie im

Strafe ohne Urteil
Am 29. November beginnt vor der Audiencia Nacional, dem zentralen spanischen
Strafgericht, der Prozess gegen Gabriele Kanze. Bis dahin wird die 48-jährige Berliner
Lehrerin zwei Jahre und acht Monate Auslieferungs- und Untersuchungshaft hinter
sich haben. 



September desselben Jahres bereitswieder nach Berlin zurückkehrte.Die Mitglieder des Kommandosbestätigten 1997 vor der AudienciaNacional, Gabriele Kanze nicht zukennen. Im April 1994 war sie näm-lich nachweislich schon über einhalbes Jahr in Deutschland, das siebis zu ihrer Festnahme an derSchweizer Grenze im März 2002nicht mehr verließ. Sie konnte des-halb erst recht keine Verfügungsge-walt mehr über ihre Wohnunghaben. 
Da sie (damals) als Deutsche ausDeutschland nicht ausgeliefert wer-den konnte, richteten die spani-schen Behörden bereits 1994 einStrafübernahmeersuchen an diehiesige Justiz. Eine Strafverfolgungwegen Unterstützung der ETA warin Deutschland zwar nicht möglich,da der Straftatbestand der „terrori-stischen Vereinigung“ – § 129aStGB – (damals) nur auf inländi-sche Vereinigungen anwendbar warund die erforderliche beiderseitigeStrafbarkeit insofern an diesemPunkt nicht bestand. Die BerlinerStaatsanwaltschaft konnte dahernur in der Frage des Waffen- undSprengstoffbesitzes ermitteln. Siehielt zunächst fest, dass GabrieleKanze keine Verbindung zu der vonBenjamin Ramos gemieteten Woh-nung und dem dort sichergestelltenWaffenlager hatte. In der von ihrselbst gemieteten Wohnung seiendagegen weder Waffen noch Spreng-stoffe gefunden worden, sondernnur ein „Glasbehälter von einemZentimeter Durchmesser und einerHöhe von vier Zentimetern, der einschwarzes Pulver unbekannterZusammensetzung enthält“. Im Sep-tember 1995 forderte die BerlinerStaatsanwaltschaft in Spanien nähe-re Auskünfte über den mysteriösenFund. Die Antwort erging erst dreiMonate später: Es handele sich um

Bleisulfid. Übersetzungsfehler seienausgeschlossen, bestätigte Ende1995 das Bundeskriminalamt. DieSubstanz werde definitiv nicht zurHerstellung von Sprengstoffgebraucht. Bleisulfid ist u.a. in Gla-suren für Töpferwaren enthalten.Im April 1998 stellte die BerlinerStaatsanwaltschaft das Ermittlungs-verfahren daher ein – mangelnderTatverdacht (§ 170 Abs. 2 StPO). 
Schon zu diesem Zeitpunktwaren die heute immer noch erho-benen Vorwürfe nicht mehr haltbar.Von Waffen- und Sprengstoffbesitzkonnte keine Rede mehr sein, undauch der letztlich darauf aufbauen-de Anklagepunkt der Unterstützunghatte sich bei genauerem Hinsehenin Luft aufgelöst. Spätestens 1998hätten die spanischen Strafverfol-gungsbehörden die Aktendeckelzuklappen und das Verfahren ein-stellen können. Stattdessen erhiel-ten sie den Haftbefehl aufrecht.Weder im Auslieferungsersuchenan die Schweiz noch in der Anklage-schrift findet sich irgendein Ver-such, die offenkundigen Wider-sprüche der Argumentation zulösen oder auf die Ergebnisse derVerfahren in Madrid oder in Berlineinzugehen. 

Rechtliche Harmonisierung nach
unten
Die Verteidigung und die Unter-stützerInnen von Gabriele Kanzehaben die Öffentlichkeit und insbe-sondere die kritischen Juristenorga-nisationen aufgerufen, das Verfah-ren genau zu beobachten. Zumeinen, um zu verhindern, dassGabriele Kanze zu Unrecht verur-teilt wird. Zum andern, weil diesesVerfahren ein Schlaglicht auf diederzeit heftig betriebene „Harmoni-sierung“ des Strafprozessrechts inEuropa wirft. Deren erstes Ergebnis,den Rahmenbeschluss des Rates der

EU-Innen- und Justizminister zumEuropäischen Haftbefehl, hat derBundestag im Juni in deutschesRecht überführt. Der zentrale Glau-benssatz dieser Harmonisierungspo-litik, der auch in den EU-Verfas-sungsentwurf Eingang gefundenhat, lautet: Justizielle Entscheidun-gen sind gegenseitig anzuerkennen.Faktisch werden damit auch sämtli-che straf- und strafprozessrechtli-chen Exzesse achselzuckend bejaht,die in dem Verfahren gegen Gabrie-le Kanze in aller Deutlichkeit zubesichtigen sind: von irrwitzigenStrafmaßen über extrem lange U-Haftzeiten bis hin zur Inkommuni-kationshaft in politischen Verfah-ren mit der damit verbundenenGefahr der Folter. Was als harmloseVereinheitlichung unter europäi-schen Rechtsstaaten daherkommt,beinhaltet damit erhebliche Gefah-ren für die Rechte der Beschuldig-ten und der Verteidigung.
Der Europäische Haftbefehlbedeutet das Ende des Ausliefe-rungsrechts in der EU. An die Stelledes Auslieferungsverfahrens tritteine Übergabeprozedur. Die bishergeltende Auslieferungskonventiondes Europarats ermöglichte zwarkeine umfängliche materielle Prü-fung des Strafvorwurfs, wohl aberkonnten die Gerichte vom ersu-chenden Staat Erklärungen nachfor-dern, wenn sich im Ersuchen offen-sichtliche Widersprüche zeigten.Und sie konnten die Auslieferungverweigern, wenn Beweise durchunerlaubte Methoden zustandegekommen waren.
Die Schweiz ist zwar Mitgliedder EU und wird daher vorerst denEU-Haftbefehl nicht umsetzen. Das

Justiz unter 
Beobachtung
Mittlerweile hat sich eine
Prozessdelegation zusam-
mengefunden, die das
Verfahren in Madrid beob-
achten wird. Für das
Komitee für Grundrechte
und Demokratie wird Wolf-
Dieter Narr daran teilneh-
men!
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schweizerische Bundesgericht hatjedoch mit seinem Entscheid überdie Auslieferung von GabrieleKanze wesentliche Aspekte dieserRegelung in vorauseilendem Gehor-sam vorweggenommen.(1) Es nahmdie von der Verteidigung aufgedeck-ten Widersprüche im Auslieferungs-ersuchen nicht im Ansatz zur Kennt-nis, sondern verwies schlicht undeinfach darauf, dass diese vomzuständigen Richter in Spanien zuprüfen seien. 
Das Gericht ist darüber hinausauch nicht darauf eingegangen, dassdie Aussagen Felipe San Epifanios,die das Verfahren ins Laufen brach-ten, unter Folter erpresst wurdenund sich aus der Folter von Dritt-personen im selben Verfahren einAuslieferungshindernis ergibt: Spa-nien sei ein Rechtsstaat, habe dieEuropäische Menschenrechtskon-vention und auch die Anti-Folter-Konvention der UNO unterzeich-net. „Die ernst zu nehmende Kritikvon Menschenrechtsgremien … aneinzelnen Fällen von Übergriffenund Missständen … belegt die Effizi-enz und das Funktionieren völker-rechtlicher Kontrollmechanismen.“
Das Gericht verzichtete aufsämtliche Möglichkeiten, die dieEuroparatskonvention bietet. Es tatletztlich das, was die EU in ihremRahmenbeschluss zum Haftbefehlfordert: Es erkannte den Haftbefehlder spanischen Untersuchungs-behörden vollumfänglich an. Ausdem Auslieferungsverfahren wurdefaktisch ein zeitlich verzögertesÜbergabeverfahren. 
Bei all der wohlwollendengegenseitigen Anerkennung zwi-schen Rechtsstaaten fällt allerdingsauf, dass sie recht einseitig funktio-niert. Nicht anerkennen wollte dasschweizerische Bundesgericht, dassGabriele Kanze durch die Einstel-lung des Ermittlungsverfahrens inBerlin weitestgehend entlastet war.Der Verfahrenseinstellung wegenmangelnden Tatverdachts komme„nicht die Bedeutung eines materi-ellen Freispruches“ zu. NachdemGabriele Kanze ohne Prozess schonmit über zweieinhalb Jahren Haftbestraft ist, hat die Audiencia Nacio-nal die Pflicht, diese Einseitigkeitendlich zu korrigieren.

Heiner Busch
(1) Das Urteil vom 21. Oktober 2002
ist nachzulesen unter www.bger.ch,
Urteile ab 2000, 1A. 174/2002

Im Sommer 2004 fuhren wieder ca.1.200 Kinder und Jugendliche ausden ehemaligen Kampfzonen desBalkans ans Mittelmeer und konn-ten sich von dem zugefügten Kriegs-leid und dem anhaltenden häusli-chen Elend erholen.
Seit vielen Jahren lernen beiden Freizeiten muslimische Kinderund Jugendliche, die 1995 aus Sre-brenica deportiert wurden, serbi-sche Jugendliche kennen, die jetztals Flüchtlinge in ihren Häusern inSrebrenica wohnen. 
In seit dem Krieg „ethnisch“geteilten Städten gehen die Kinderin getrennte Schulen, alle Kontaktezwischen ihnen werden unterbun-den. Während der Freizeiten erfah-ren sie nun in vielfältiger Weise, wieirrwitzig diese Trennung ist. Sieüberlegen Strategien, diese zu unter-laufen oder offensiv dagegen vorzu-gehen. 
Seit dem Sieg der Nato ist der„Schurkenstaat“ Jugoslawien ent-machtet und Kosova/o ein UN-Pro-tektorat. Die verbliebene serbischeBevölkerung ist nun eine diskrimi-nierte Minderheit und lebt inEnklaven. Die Kinder werden z.T.unter Panzerschutz in die Schulegefahren. Im Frühjahr 2004 kam eszu gewaltsamen Übergriffen vonAlbanern gegen Serben. In dieserSituation erschien es auf beiden Sei-ten völlig undenkbar, sich auch nurvorzustellen, dass die Kinder ihreFerien unter einem Dach verbrin-gen könnten. Es würde hier zu weitführen, die Schwierigkeiten zubeschreiben, aber die letzten beidenJahre wurde das Unmögliche mög-lich: Über 200 Kinder der verfein-deten Volksgruppen amüsiertensich zusammen am Meer in Monte-negro.
Im Nahen Osten ist es zur Zeitaus vielen Gründen unmöglich,dass sich Menschen aus Israel undPalästina (Westbank) zu Gesprä-chen begegnen. Auf beiden Seitenherrscht entweder Mut- und Per-spektivlosigkeit oder die Angst, imsozialen Umfeld als „Verräter“ zuerscheinen oder als „Kollaborateur“angegriffen zu werden. Deshalb hat-ten wir im Frühjahr 2002 unerwar-tete Schwierigkeiten, überhauptPartnerorganisationen zu finden,die solche Begegnungen wünschten

oder für realisierbar hielten. Dochin den folgenden Jahren gab es  aufbeiden Seiten mehr junge Men-schen, die an einem „Friedensdialogvon unten“ interessiert waren, alswir dazu einladen konnten.
In den letzten drei Jahren ist esuns gelungen, ca. 160 jungen Men-schen aus Israel und 160 jungenMenschen aus Palästina ein Forumzum ungezwungenen Kennenlernenund zur intensiven Auseinanderset-zung zu bieten. 
Für die palästinensischen Inter-essentInnen aus der Westbank wares unter den Bedingungen vonBesatzung, Angriffen und Ausgangs-sperre außerordentlich schwierig,die checkpoints mit Sondergeneh-migungen zu passieren oder aufabenteuerlichen und gefährlichenWegen zu umgehen, um in Deutsch-land ihre „Feinde“ aus Israel ken-nen zu lernen.
Wie beeindruckend diese Zeitfür alle war, beschrieben die Jugend-lichen in einem gemeinsamenDankbrief an die SpenderInnen:
„... Für viele war diese Begegnung

die erste Gelegenheit, einen Menschen
aus Fleisch und Blut von der anderen
Seite zu treffen. Die Atmosphäre in dem
Seminar war getragen von Respekt, Ver-
ständnis und dem Gefühl der Gleichheit
... Die Israelis lernten zuzuhören, als die
Palästinenser über das Leid ihres Volkes
seit der Nakba 1948 (Katastrophe, Ver-
treibung) und die schmerzlichen, weiter-
hin bestehenden Bedingungen der
Flüchtlinge berichteten sowie über ihre
tägliche Angst vor Militärangriffen und
ihre Situation als Gefangene unter Aus-
gangssperre und Besatzung. Die Palästi-
nenser lernten zuzuhören, als die Israelis
über das Leid ihres Volkes im Holocaust
berichteten und ihre gegenwärtige, stän-
dige Angst vor Selbstmord-Attentätern,
die den Alltag bestimmt, wenn sie einen
Bus besteigen oder ausgehen wollen.“

„Wir können zusammen leben,– sogar unter einem Dach! Das isteine phantastische Erfahrung!“
Helga Dieter

Ein herzliches Danke-
schön allen Spendern
und Spenderinnen!

„Ferien vom Krieg“ 2004 - Schritte 
zur konkreten Utopie einer friedlichen Welt


